
VORBLATT
Problem:

Gemäß § 26 Abs. 2 des Bundesgesetzes über den Schutz der Tiere (Tierschutzgesetz – TSchG), BGBl. I 
Nr. XXX/2004 Art. 2, hat der Bundesminister für Gesundheit und Frauen nähere Bestimmungen über 
Mindestanforderungen für Zoos in Bezug auf die Ausstattung, Betreuung von Tieren, Betriebsführung, 
über die von den mit der Tierhaltung beschäftigten Personen nachzuweisende Ausbildung sowie über von 
Zoos, mit Ausnahme von Einrichtungen in denen keine bedeutende Anzahl von Tieren oder Arten zur 
Schau gestellt werden und die nicht für den Schutz wildlebender Tiere oder die Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt bedeutend sind, zu erbringenden Leistungen (Arterhaltung, Aufklärung der Öffentlichkeit, 
wissenschaftliche Forschung) unter Bedachtnahme auf die Zielsetzung und die sonstigen Bestimmungen 
des Tierschutzgesetztes sowie den anerkannten Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse und die gehal-
tenen Tierarten durch Verordnung festzulegen.

Insbesondere müssen die Vorgaben der Richtlinie 1999/22/EG über die Haltung von Wildtieren in Zoos, 
ABl. Nr. L 94 vom 09.04.1999 S. 24 umgesetzt werden.

Ziel:

Ziel der vorliegenden Verordnung ist der Schutz wildlebender Tiere und die Erhaltung der biologischen 
Vielfalt durch das Erlassen von Vorschriften für die Betriebserlaubnis und die Überwachung von Zoos, 
um auf diese Weise die Rolle der Zoos bei der Erhaltung der biologischen Vielfalt zu stärken.

Inhalt:

Die Verordnung sieht nähere Bestimmungen über Mindestanforderungen für Zoos in Bezug auf die Aus-
stattung, die Betreuung von Tieren, die Betriebsführung sowie über die, von den mit der Tierhaltung 
beschäftigten Personen nachzuweisende, Ausbildung vor. Im Sinne der Umsetzung der Richtlinie 
1999/22/EG werden insbesondere die Anforderungen an die tiergartenbiologische Leitung und die 
Betreuung der Tiere abhängig von der Zookategorie festgelegt. Geregelt sind - mit Ausnahme von Ein-
richtungen, in denen keine bedeutende Anzahl von Tieren oder Arten zur Schau gestellt werden und die 
nicht für den Schutz wildlebender Tiere oder die Erhaltung der biologischen Vielfalt bedeutend sind - die 
von Zoos zu erbringenden Leistungen im Sinne der Arterhaltung, Aufklärung der Öffentlichkeit und wis-
senschaftliche Forschung.

Alternative:

Keine.

Finanzielle Auswirkungen:

Dem Bund, den Ländern und den Gemeinden entstehen keine Mehraufwendungen.

Auswirkungen auf die Beschäftigungslage in Österreich und auf den Wirtschaftsstandort Öster-
reich:

Keine.

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union:

Diese Verordnung dient teilweise der Umsetzung zwingender EG-Vorschriften.

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens:

Keine.



Erläuterungen

Allgemeiner Teil
Zur Durchführung von bereits erlassenen Gemeinschaftsrechtsakten (Verordnung (EG) Nr. 338/97 über 
den Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des Handels, ABl. 
Nr. L 61 vom 03.03.1997 S. 1, Richtlinie 79/409/EWG über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, 
ABl. Nr. L 103 vom 25.04.1979 S. 1, Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr. L 206 vom 22.07.1992 S. 7) sowie der Notwendig-
keit sicherzustellen, dass Zoos ihre wichtige Aufgabe bei der Arterhaltung, der Aufklärung der Öffent-
lichkeit und der wissenschaftlichen Forschung angemessen erfüllen, wurde mit der Richtlinie 1999/22/EG 
des Rates eine gemeinsame Grundlage für die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten hinsichtlich der 
Betriebserlaubnis für Zoos, ihrer Überwachung, der Haltung von Tieren, der Ausbildung des Personals 
und der Erziehung der Besucher geschaffen, die zu erfüllende Mindeststandards in Bezug auf die Haltung 
und Pflege der einzelnen Tierarten festlegt sowie einheitliche Vorgangsweisen, welche die Arterhaltung 
sowie den Erhalt der biologischen Vielfalt gewährleisten sollen, einfordert.

Gemäß § 26 Abs. 2 des Bundesgesetzes über den Schutz der Tiere (Tierschutzgesetz – TSchG), BGBl. I 
Nr. XXX/2004 Art. 2, hat der Bundesminister für Gesundheit und Frauen nähere Bestimmungen über 
Mindestanforderungen für Zoos unter Bedachtnahme auf den anerkannten Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse und die Ansprüche der gehaltenen Tierarten, sowie der von den mit der Tierhaltung beschäf-
tigten Personen nachzuweisenden Ausbildung und der von Zoos zu erbringenden Leistungen durch Ver-
ordnung festzulegen.

Zur besseren Umsetzung der Vorschriften gemäß der Richtlinie 1999/22/EG für die Betriebserlaubnis und 
Überwachung bereits bestehender und neuer Zoos und unter Bedachtnahme auf die bereits bestehende 
österreichische Zoo-Landschaft werden in der vorliegenden Verordnung Zoos in 3 Kategorien (A, B, C) 
mit unterschiedlichen Auflagen zur Erfüllung der Anforderungen eingeteilt.

Besonderer Teil
Zu § 1:

Der sich laufend verbessernde anerkannte Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse über die Ansprüche 
von Tierarten die in Zoos gehalten werden sowie die Weiterentwicklung von Zoos zu Forschungsstatio-
nen die einen wichtigen Beitrag zur Arterhaltung und Erhaltung der weltweiten Artenvielfalt beitragen, 
erfordern einheitliche Vorgangsweisen und die Festsetzung von Mindeststandards für sämtliche Belange 
und Aufgaben von Zoos.

Zu § 2:

Zu Abs. 1:

Neben den von § 26 Abs. 1 des Tierschutzgesetzes geforderten allgemeinen Bewilligungskriterien nach 
§ 23 des Tierschutzgesetzes ist bei der Erteilung der Bewilligung durch die Behörde auf die Einhaltung 
spezieller Bewilligungskriterien zu achten. Zu Beurteilen sind insbesondere die Einhaltung der in der 
Verordnung vorgesehenen Bestimmungen über die Haltung der Tiere nach den Grundsätzen des § 13 des 
Tierschutzgesetzes sowie die Frage, ob die Haltung der Tiere den physiologischen und ethologischen 
Bedürfnissen der jeweiligen Art Rechnung trägt. Der Beurteilung unterliegen die Qualität der regelmäßi-
gen tierärztlichen Betreuung sowie die Betreuung der Tiere durch eine ausreichende Anzahl von Personal 
mit definierten Ausbildungsanforderungen. Zu bewerten sind die Beteiligung von Zoos an Forschungsak-
tivitäten, die Aufklärung und Bewusstseinsbildung der Öffentlichkeit in Bezug auf den Erhalt der biologi-
schen Vielfalt sowie die Sicherheit der gehaltenen Tiere.

Bei allen in dieser Verordnung geregelten Einrichtungen handelt es sich um Zoos im Sinne des § 4 Z 10 
TSchG, welche gemäß § 26 Abs. 1 TSchG einer Bewilligung nach § 23 TSchG in Verbindung mit § 2 
dieser Verordnung bedürfen. Entsprechend der Qualität der Betreuung der Tiere bzw. der Qualifikation 
des Leiters wird zwischen drei verschiedenen Zookategorien (A, B, C) unterschieden, nach denen sich 
wiederum insbesondere die Befugnis zur Haltung einer unterschiedlichen Palette von Wildtierarten rich-
tet.



Zu Abs. 2:

Wird ein Zoo gänzlich oder teilweise geschlossen, so hat der Eigentümer dafür Sorge zu tragen, dass die 
Tiere an entsprechende Institutionen weitergegeben werden, bevor die Behörde gemäß § 26 des Tier-
schutzgesetzes einschreitet.

Zu § 3:

Zoos haben im Sinne des Erhalts von langfristig auswertbaren Daten über die Haltung von Tieren in Zoos 
und deren wissenschaftliche Auswertung die Verpflichtung, ein stets auf dem neuesten Stand gehaltenes 
Register über die Zahl der gehaltenen Arten in einer der Tierart jeweils angemessenen Form zu führen.

Zu § 4:

Bei der vorgenommenen Einteilung von Zoos in 3 Kategorien sind Zoos der Kategorie A berechtigt, alle 
Tiere, zu halten. Die Tierhaltungsverbote des § 9 der 2. Tierhaltungsverordnung gelten für Zoos nicht. 
Damit sind besondere Anforderungen an die verantwortliche Leitung verbunden, die als Qualifikation ein 
abgeschlossenes Studium der Zoologie oder Veterinärmedizin vorweisen sowie für die Pflege der Tiere 
eine ausreichend große Anzahl von Tierpflegern mit einschlägiger Berufsausbildung bereitstellen muss. 
Forschungsaktivitäten, Ausbildung und Arterhaltung sind verpflichtend und die Einrichtung betriebs-
fremder Standorte zulässig.

Zu § 5:

Zoos der Kategorie B sind grundsätzlich berechtigt Tiere der Kategorie C sowie zusätzlich bis zu 20 an-
dere Wildtierarten zu halten. Im Fall einer nicht ausreichenden Qualifikation der Leitung kann auch ein 
Betreuungsvertrag mit einer verantwortlich zeichnenden Institution oder Person, die über die geforderte 
Qualifikation verfügt, abgeschlossen werden. Für die Pflege der Tiere muss zumindest ein Tierpfleger, 
der eine einschlägige Berufsausbildung oder eine mindestens fünfjährige einschlägige Praxis aufweisen 
kann, bereitgestellt werden. Werden Tiere von Zoos der Kategorie A gemäß § 4 Abs. 5 an Standorten von 
Zoos der Kategorie B betreut, so sind die Tiere von Zoos der Kategorie A am Standort des Zoos der Ka-
tegorie B nicht zu den bis zu 20 Wildtierarten gemäß § 5 Abs.1 einzurechnen.

Zu § 6:

Die in Zoos der Kategorie B zur Haltung verbotenen Tiere sind taxativ aufgezählt. Werden in Zoos der 
Kategorie B mehr als 20 Tiere gehalten oder liegt eine Spezialisierung auf eine Klasse der Reptilien, 
Amphibien oder Fische vor, muss der verantwortliche Leiter oder die für die laufende Betreuung bestellte 
qualifizierte Person oder Institution die jeweils erforderlichen spezifischen tiergartenbiologischen Kennt-
nisse und Haltungserfahrungen über die gehaltenen Tierarten nachweisen können. Zoos in denen eine 
Anzahl von Tieren gehalten wird, die über den Umfang der Kategorie B hinausgeht, müssen zusätzlich im 
Rahmen der Bescheidmäßigen Bewilligung Auflagen erteilt werden, welche das Ausmaß und die, für die 
gehaltene Tierart notwendige Betreuungsform regeln.  Darunter sind die  Berücksichtigung individueller 
Betreuungserfordernisse der einzelnen Tierarten, die Mindeststundenanzahl der Betreuung durch die 
qualifizierte Person oder genau definierte, (zusammenhängende) Zeiträume der Betreuung zu verstehen.

Zu § 7:

Für Zoos der Kategorie C ist ausschließlich die Haltung der taxativ angeführten Wildtierarten vorgesehen. 
Zumindest ein Tierpfleger, der den angeführten Ausbildungsvorschriften entspricht, muss ganzjährig 
beschäftigt sein.

Zu § 8:

Zur bundesweiten Umsetzung der Mindestanforderungen an Zoos tritt diese Verordnung gleichzeitig mit 
dem Bundesgesetz über den Schutz der Tiere in Kraft. Die Übergangsbestimmungen für Leitungspersonal 
richten sich nach § 44 Abs. 11 des Tierschutzgesetzes, für bestehende Zoos nach § 44 Abs. 5 Z 1 des 
Tierschutzgesetzes. Zoos, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Tierschutzgesetzes einen Tierbe-
stand betreuen, welcher der Zookategorie A zuzurechnen ist, können bei qualifizierter Leitung und keinen 
weiteren Aufnahmen von Tieren der Kategorie A weitergeführt werden.


